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EDITORIAL
Liebe Leserinnen, liebe Leser! Im Rahmen einer Kleinen Anfrage hat die Bundesregierung am 1. April 2026 wich-

tige Einblicke in die aktuelle Situation zum Sorge- und Umgangsrecht im Kontext
häuslicher Gewalt gegeben (BT-Drs. 21/5184). Hintergrund der Anfrage war die
Dunkelfeldstudie „Lebenssituation, Sicherheit und Belastung im Alltag“, die am
20. Februar 2026 veröffentlicht worden ist. Hiernach habe jede zweite Person in
Kindheit oder Jugend unmittelbare Gewalt durch Erziehungsberechtige erfahren
und jede vierte als Kind Gewalt zwischen diesen miterleben müssen. Die Fragen
bezogen sich dabei insbesondere auf die derzeit vorliegende Datenbasis und em-
pirische Erkenntnisse und die Maßnahmen zur Qualifizierung der beteiligten Profes-
sionen. Was ergeben sich für Erkenntnisse aus der Antwort der Bundesregierung?
Es ist zunächst zu konstatieren, dass sehr viel positive Entwicklungen festgestellt
werden können. Denn die Bundesregierung erinnert zunächst daran, dass weitere
Maßnahmen zur Umsetzung der in Art. 31 Abs. 1 der Istanbul-Konvention enthalte-
nen Verpflichtung, nämlich sicherzustellen, dass häusliche Gewalt bei Entschei-
dungen zu elterlicher Sorge und Umgang angemessen Berücksichtigung findet,
beabsichtigt sind. Ein Referentenentwurf zur umfassenden Reform des Kindschafts-
rechts wurde gerade vorgelegt. Des Weiteren soll unter anderem im Sommer 2026
eine Kampagne starten, die über häusliche Gewalt informieren und aufklären soll.
Auch im Bereich der Qualifizierung wurden wichtige Verbesserungen bereits er-
reicht, wie nach der Reform des Sachverständigenrechts auch die gesetzlichen Än-
derungen zur Qualifizierung von Verfahrensbeiständen und Familienrichtern zeigen.
Hervorzuheben ist auch das E-Learning Projekt „Schutz und Hilfe bei häuslicher Ge-
walt“ sowie das Forschungsprojekt „Lokale Strukturen und spezifische Verfahren
zur systematischen Berücksichtigung häuslicher Gewalt bei Sorge und Umgangs-
regelungen und in familiengerichtlichen Verfahren“. Überdies hat die Unabhängige
Bundesbeauftragte gegen sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen in
den Jahren 2024/2025 eine Machbarkeitsstudie zur Realisierung einer Studie zum
Thema „Was passiert in familiengerichtlichen Verfahren, wenn der Vorwurf sexuali-
sierter Gewalt im Raume steht?“ gefördert. Der Dunkelfeldsurvey „Lebenssituation,
Sicherheit und Belastung im Alltag“ enthält zudem spezifische Nachfragen zu „Sor-
gerechtskonflikten“, die derzeit ausgewertet werden.
Es kann allerdings nicht außer Betracht bleiben, dass die Antworten der Bundes-
regierung an vielen Stellen noch einen enormen Handlungsbedarf offenbaren: Es
liegt trotz erster Ansätze zur Aufklärung der Wirksamkeit einzelner Reformen noch
immer völlig im Dunkeln, wie die entsprechenden familiengerichtlichen Verfahren
konkret gestaltet und mit welchen Ergebnissen sie abgeschlossen werden. Auch
fehlen hinreichende Erkenntnisse darüber, wie sich die gesetzlichen Änderungen,
insbesondere zur verbesserten Qualifizierung von Sachverständigen, Verfahrensbei-
ständen und Familienrichtern, in der gerichtlichen Praxis konkret ausgewirkt haben
bzw. auswirken. Da die Bundesregierung nach eigenem Bekunden aber ohnehin
prüft, wie die Datenlage in Bezug auf Fälle häuslicher Gewalt im Rahmen familien-
gerichtlicher Verfahren verbessert werden kann, bleibt dringend zu hoffen, dass der
eingeschlagene Weg konsequent weiter beschritten und im Interesse der betroffe-
nen Kinder beschleunigt wird. Dabei sollten in naher Zukunft die familiengericht-
lichen Verfahren im vorliegenden Kontext flächendeckend ausgewertet und zudem
unter anderem erhoben werden, mit welcher fachlichen Qualifikation (Grundausbil-
dung sowie Weiter- und Fortbildungen) die professionell am Verfahren Beteiligten
(Richter, Rechtsanwälte, Verfahrensbeistände, Jugendamtsmitarbeiter, Sachverstän-
dige), aber auch die sonstigen involvierten Personen (Vormund/Pfleger, Umgangs-
pfleger, Umgangsbegleiter, Beratungsstellen) tatsächlich agiert haben. Dies wäre
ein wichtiger Baustein, um gegebenenfalls weiteren Handlungsbedarf zu erkennen.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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